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Zweckverbandssatzung  
für den  

Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Ruhr 
 
 

in der Fassung des Beschlusses der Verbandsversammlung  
vom 21. Juni 2006 

 
geändert durch Beschluss der Verbandsversammlung  

vom 24. Oktober 2007  
 

geändert durch Beschluss der Verbandsversammlung  
vom 10. Dezember 2008  

 
geändert durch Beschluss der Verbandsversammlung 

vom 17.12.2009 
 

geändert durch Beschluss der Verbandsversammlung 
vom 17.03.2011 

 
geändert durch Beschluss der Verbandsversammlung 

vom 12.12.2012 
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2. Abschnitt: Aufgaben und Handlungsfelder 

 

§ 5 Aufgaben im ÖPNV  

 

(1) Dem Zweckverband wurden die Aufgaben „Planung, Organisation, Ausgestaltung und Fi-

nanzierung des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV)“ gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 des Geset-

zes über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) vom 07. 

03. 1995 (GV.NW.1995 S. 196) übertragen.  

 

(2) Die Verbandsmitglieder haben dem Zweckverband gemäß § 5 Absatz 3a ÖPNVG NRW 

freiwillig folgende weitere Aufgaben übertragen: 

  

1. Finanzierung und Sicherstellung der Ausgleichsleistungen für  gemeinwirtschaftliche Ver-

pflichtungen der Betreiber öffentlicher Personenverkehrsdienste in Zusammenhang mit der 

Durchführung öffentlicher Personenverkehrsdienste nach dem Personenbeförderungsge-

setz auf der Basis von Art. 8 Absatz 2 (Bestandsbetrauungen) bzw. Art. 3 und 5 (Neu-

vergaben) VO (EG) Nr. 1370/2007, der sonstigen europarechtlichen Vorschriften und nach 

Maßgabe der §§ 18 bis 20.  

 

Dies umfasst 

a) die objektive und transparente Aufstellung und Fortschreibung der Parameter, anhand 

deren die Ausgleichsleistung berechnet wird; 

b) die Festsetzung der Höhe der Beträge für den Ausgleich der gemeinwirtschaftlichen 

Verpflichtungen; 

c) die rechtsverbindliche Betrauung der Berechtigten mit gemeinwirtschaftlichen Ver-

pflichtungen nach Maßgabe der Beschlüsse oder Verwaltungsentscheidungen der 

Verbandsmitglieder durch Erlass eines Finanzierungsbescheids, soweit kein nach Art. 

5 Absatz 1 Satz 2 oder Art. 8 Absatz 1 Satz 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 vergebener öf-

fentlicher Dienstleistungsauftrag vorliegt; und 

d) die Durchführung der Finanzierung nach Maßgabe der §§ 18 bis 20. 

  

Die Höhe der Ausgleichsleistungen für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen je Ver-

bandsmitglied ergibt sich für das jeweilige Geschäftsjahr aus dem Verbundetat und für das 

vergangene Geschäftsjahr aus der Ergebnisrechnung. 

  

Näheres regelt die entsprechende VRR-Finanzierungsrichtlinie. 
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2. Finanzierung und Sicherstellung der Ausgleichsleistungen für gemeinwirtschaftliche Ver-

pflichtungen von Infrastrukturbetreibern im Zusammenhang mit dem Bau und der Vorhal-

tung von ÖPNV-bedingter Infrastruktur auf der Basis von Art.9 Absatz 2 VO (EG) Nr. 

1370/2007 in Verbindung mit den europarechtlichen Vorschriften und nach Maßgabe der 

§§ 18 bis 20.  

 

Ziffer 1 Satz 2 Buchstaben a) – d) gelten entsprechend 

  

Näheres regelt die entsprechende VRR-Finanzierungsrichtlinie. 

 

3. die Bewirtschaftung der ÖPNV-Pauschale nach § 11 Absatz 2 ÖPNVG NRW. Näheres 

regelt die entsprechende VRR-Finanzierungsrichtlinie. 

 

3 a. die Bewirtschaftung der Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a ÖPNVG NRW und den 

Erlass bzw. die Weiterentwicklung der dazugehörigen allgemeinen Vorschrift nach Ziffer 5. 

 

4. Anpassung und Fortschreibung der VRR-Finanzierungsrichtlinien sowie sonstiger in Zu-

sammenhang mit Ziffer 1 bis 3 erforderlicher Richtlinien. 

 

5. Erlass allgemeiner Vorschriften im Sinne von Art. 2 Buchstabe l)  VO (EG) Nr. 1370/2007 

(insbesondere gemäß Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 zur Festsetzung von Höchstta-

rifen für alle Fahrgäste oder bestimmte Gruppen von Fahrgästen) sowie von Durchfüh-

rungsvorschriften gemäß Art. 4 Abs. 1 Buchstabe c), Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007. 

 

6. Schlichtung und abschließende Entscheidung bei Nichteinigung über das Leistungsange-

bot und/oder die Finanzierung von Verkehrslinien, die mehrere Aufgabenträger betreffen. 

Dies gilt entsprechend für die Nichteinigung im Rahmen der Abstimmung von Nahver-

kehrsplänen gemäß § 9 Abs. 3 Satz 1 ÖPNVG NRW. 

 

7. Einnahmenaufteilung zwischen den den Verbundtarif anwendenden Verkehrsunterneh-

men. Näheres regeln die Einnahmenaufteilungsrichtlinie und der VRR-Einnahmen-

aufteilungsvertrag.  

 

8. Bekanntmachung des Gesamtberichts nach Art. 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 im Rah-

men der Zuständigkeit nach Nr. 1  
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(3) Die Verbandsmitglieder können die Übertragung der Finanzierung der ÖPNV-

bedingten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen (Absatz 2 Nr. 1 bis 4) auf den Zweck-

verband unter den Voraussetzungen des § 21 ganz oder teilweise rückgängig machen.  

 

(4) Die Verbandsmitglieder können weitere Aufgaben auf den Zweckverband übertragen (§ 5 

Abs. 3a ÖPNVG NRW). Soweit einzelne Verbandsmitglieder Aufgaben auf den Zweckverband 

übertragen oder ihn mit deren Durchführung betrauen, erfolgt dies durch öffentlich-rechtliche 

Vereinbarung.  

 

(5) Der Zweckverband kann von sonstigen Trägern hoheitlicher Aufgaben die Aufgabe „Finan-

zierung und Beschaffung von SPNV-Fahrzeugen sowie deren Nutzungsüberlassung an Eisen-

bahnverkehrsunternehmen“ übernehmen, sofern diese ihm durch eine entsprechende Verein-

barung übertragen wird. 

 

(6) Die Übertragung der Aufgaben gemäß Absatz 2 Ziffern 1 bis 4 auf den Zweckverband VRR 

ist zunächst befristet bis zum 31. Dezember 2013. 

 

 

§ 9 Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den Vertretern/Vertreterinnen der Verbandsmitglie-

der. Die Vertreter/innen werden durch die Vertretungskörperschaft für deren Wahlzeit aus ihrer 

Mitte oder aus den Dienstkräften des Verbandsmitgliedes bestellt; sofern mindestens zwei Ver-

treter/innen zu benennen sind, müssen der/die Bürgermeister/in oder Landrat/Landrätin oder 

ein/e von ihm/ihr vorgeschlagene/r Bedienstete/r der Gemeinde dazu zählen. Für jede/n Vertre-

ter/in ist ein/e Stellvertreter/in für den Fall der Verhinderung zu wählen.  

 

(2) Auf jedes Verbandsmitglied entfällt bis zu einer Einwohnerzahl von 100.000 ein/e Vertre-

ter/in. Für jede weiteren 100.000 Einwohner sowie für eine Resteinwohnerzahl von mehr als 

50.000 ist je ein/e weitere/r Vertreter/in zu wählen. Maßgebend ist der letzte vom Landesamt für 

Datenverarbeitung und Statistik auf ein Jahresende vor der Kommunalwahl fortgeschriebene 

Stand der Wohnbevölkerung. Ist ein Kreis Verbandsmitglied, werden die Einwohner kreisange-

höriger Städte, die ebenfalls Verbandsmitglied sind, bei der Ermittlung der Anzahl der Vertre-

ter/innen des Kreises nicht mitgezählt. In diesem Fall muss die Gesamtvertreterzahl des Krei-

ses und der kreisangehörigen Verbandsmitglieder gleich der Vertreterzahl sein, die der Ge-

samteinwohnerzahl des Kreises einschließlich kreisangehöriger Verbandsmitglieder entspricht; 

sind aufgrund dieses Satzes zur Auffüllung der dem Kreis rechnerisch zustehenden Vertreter-

zahl nach Abzug der von den kreisangehörigen Verbandsmitgliedern zu wählenden Vertre-
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ter/innen noch weitere Vertreter/innen zu wählen, so obliegt diese Wahl dem Kreis.  

 

(3) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende/n und mehrere Stellver-

treter/innen. Scheidet der/die Vorsitzende oder eine/r seiner/ihrer Stellvertreter/innen 

während einer Wahlperiode aus der Verbandsversammlung aus, erfolgt die Nachwahl 

nur dann in geheimer Abstimmung, wenn die Verbandsversammlung mit der  Mehrheit 

der anwesenden Mitglieder eine geheime Abstimmung beschließt. 

 

(4) Der/Die Vorsitzende der Verbandsversammlung, der/die Verbandsvorsteher/in sowie deren 

Stellvertreter/innen sollen verschiedenen Verbandsmitgliedern angehören.  

 

(5) Die Mitglieder der Verbandsversammlung können eine Fraktion bilden. Eine Fraktion setzt 

sich aus mindestens drei ordentlichen Mitgliedern der Verbandsversammlung zusammen. Die 

Fraktionen wirken bei der Willensbildung und Entscheidungsfindung in der Verbandsversamm-

lung mit. Sie können insoweit ihre Auffassung öffentlich darstellen. Ihre innere Ordnung muss 

demokratischen und rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechen.  

 

§ 27 Inkrafttreten 

  

(1) Diese Satzung trat mit Wirkung vom 01.08.2006 in Kraft.  

 

(2) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 24.10.2007 zur Anpas-

sung der Zweckverbandssatzung an das novellierte ÖPNVG traten zum 01.01.2008 in Kraft. 

 

(3) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 10.12.2008 traten zum 

01.01.2009 in Kraft. 

 

(4) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 17.12.2009 traten zum 

01.01.2010 in Kraft. 

 

(5) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 17.03.2011 treten zum 

18.03.2011 in Kraft. 

 

(6) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 12.12.2012 treten 

zum 01.01.2013 in Kraft. 

 

 

 


